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Klimawandel erfordert aktives 
Handeln der Kommunen

Bernhard Daldrup

Die Welt steht vor einer tiefgreifenden 

Transformation: Erderhitzung, schwinden

de biologische Vielfalt, Globalisierung 

und Digitalisierung werden zu umfassen

den Veränderungsprozessen führen. Um 

die Herausforderungen zu meistern, be

nötigt Deutschland intakte Kommunen 

und Gemeinden, denn die Veränderun

gen beginnen im Kleinen vor Ort: Global 

denken, lokal handeln.

Die CoronaPandemie hat den Klimaschutz 

noch stärker in den Fokus gerückt. Die 

Diskussion mobilisiert vor allem junge 

Menschen. Die FridaysforFutureBewe

gung hat die Dringlichkeit in der öffent

lichen Wahrnehmung zugespitzt. Ein  

begrüßenswerter Aufbruch. Die damit 

verbundene Empörung ist gut: Sie rüttelt 

auf, mobilisiert und kann dann etwas be

wegen, wenn sie politisch handlungsfä

hig wird. 

Die CoronaPandemie hat uns allen aber 

auch die Verletzlichkeit unserer Gesell

schaft dramatisch vor Augen geführt. Das 

Gesundheitssystem war ebenso wenig 

wie die Gesellschaft insgesamt auf diese 

Herausforderung vorbereitet. Das zeigt: 

Die Stabilität unserer Gesellschaft ist mit

hin nicht selbstverständlich, im Gegen

teil. Vergleichbare Herausforderungen 

können uns auch an anderen Stellen tref

fen: Ein tiefgreifender Blackout bei unse

ren hochgradig vernetzten, technischen 

Systemen oder der Klimawandel, der we

niger plötzlich, aber nicht weniger tief

greifend wirkt.

Verletzlich ist unsere Gesellschaft aber 

auch durch den demografischen Wan - 

del oder eine Globalisierung, die elemen

tare Versorgungsleistungen vernachläs

sigt, denken wir nur an das Desaster der 

Maskenbeschaffung in den ersten Wo

chen der Pandemie. Gleichermaßen her

ausfordernd wird aber auch die vor uns 

liegende Transformation durch die Be

grenzung des Klimawandels und die fort

schreitende Digitalisierung sein. All dem 

gemeinsam ist, dass die Anpassungsfä

higkeit unserer Gesellschaft mit der Ver

änderungsgeschwindigkeit nicht mithält, 

wenn wir uns nicht rechtzeitig darauf 

einstellen.

Viele dieser Herausforderungen werden 

wie in einem Brennglas in den Kommu

nen zu erleben sein. Es ist keineswegs 

ausgemacht, dass Deutschland ihnen 

standhalten und sie bewältigen kann. Es 

ist geradezu eine elementare Zwangsla

ge unseres politischgesellschaftlichen, 

demokratischen, sozialen und rechts

staatlichen Systems.

Deutschland steht vor  
elementaren Herausforderungen

Kein anderes vergleichbares Industrieland 

steigt wie Deutschland auf einer erkenn

baren Strecke aus der Atom und der 

Kohleförderung und verstromung aus. 

Und obwohl damit gewaltige finanzielle 

Beträge aufgewandt werden müssen, um 

die industriellen und gesellschaftlichen 

Folgen für die betroffenen Kommunen 

und Regionen sozialverträglich zu bewäl

tigen, stoßen die Maßnahmen auf Kritik, 

weil sie nicht durchgreifend genug, „zu 

langsam“ und überhaupt unzureichend 

seien.

Selbst Übergangstechnologien wie die 

Gasversorgung via Ostseepipeline wer

den aus ökologischen und politischen 

Gründen abgelehnt. Aktuell bestätigt 

das Bundesverfassungsgericht zwar den 

Weg der bundesdeutschen Klimapolitik, 

erwartet aber deutliche Nachbesserun

gen, zu denen die SPD auch bereit ist.

Ein steiniger Weg

Mit dem Klimaschutzgesetz hat die Bun

desregierung erstmals eine gesetzliche 

Grundlage geschaffen, die konkrete Um

weltziele berechnet und den zuständi

gen Ressorts Sonderprogramme abver

langt, werden die darin formulierten 

Werte überschritten. Das Klimapaket um

fasst mit 54 Milliarden Euro ein gewalti

ges Investitionsprogramm zur ökologi

schen Modernisierung unseres Landes.

Die erste Emissionsbilanz zeigte, dass 

über alle Sektoren die Klimaziele erreicht 

worden sind: 42 Prozent weniger Treib

hausgasemissionen als 1990 – eine Bilanz, 

die natürlich nicht frei von Mitnahmeef

fekten durch Corona, aber immerhin der 

überprüfbare Beleg einer wirkungsvollen 

Klimapolitik ist.

„Die Stabilität unserer Gesellschaft ist mithin  

nicht selbstverständlich.“
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Das im Pariser Klimaabkommen verein

barte 1,5GradZiel fordert, die Erderwär

mung bis zum Jahr 2100 im Vergleich zum 

vorindustriellen Zeitalter auf 1,5 Grad zu 

beschränken. Auch Städte, Behörden auf 

regionaler und kommunaler Ebene sind 

aufgerufen, ihre Anstrengungen zu ver

stärken. Kommunen, die bis 2050 ihre 

Treibhausgasemissionen um 95 Prozent 

gegenüber 1990 und den Endenergiever

brauch um 50 Prozent senken wollen, 

werden auf diesem Weg unterstützt. 

Dabei ist es für die Kommunen und ihre 

Bewohner nicht nur wichtig, einen Bei

trag für den Klimaschutz zu leisten. Pers

pektivisch senken intelligente Investitio

nen auch die Kosten für Mobilität und 

Wärme. Neben den ökologischen und 

ökonomischen notwendigen Transforma

tionen kann Klimapolitik vor Ort nur 

dann erfolgreich sein, wenn sie auch die 

sozialen Fragen beantwortet. Soziale Ge

rechtigkeit muss auch für eine intakte 

Umwelt gelten. Aktuelle Negativbeispie

le sind die CO2Bepreisung und die EEG

Umlage, die aus sozialen Gründen abge

schafft werden sollten. 

Der „kommunale Anteil“

Die städtischen Räume sind weltweit für 

75 Prozent des Energieverbrauchs verant

wortlich, der „kommunale Anteil“ klima

schädlicher CO2Emissionen liegt bei rund 

75 Prozent. Energie, Luft, Wasser, Boden: 

Gleichsam alle Elemente sind auf der 

kommunalen Ebene betroffen. Um Kom

munen, die Standorte von Windkraftan

lagen sind, stärker als bisher an der Ge

werbesteuer der Anlagenbetreiber zu 

beteiligen und die Akzeptanz von Erneu

erbareEnergieProjekten vor Ort zu erhö

hen, hat  der Bundestag das bestehende 

Verhältnis der Gewerbesteueranteile von 

Standortgemeinden und Sitzgemeinden 

der Betreiberunternehmen zugunsten 

der Standortkommunen geändert.

Der Gebäudesektor hat nach den Festset

zungen im Klimaschutzgesetz als einer 

der wenigen Sektoren seine Ziele nicht 

erreicht, sondern mit 120 Millionen Ton

nen 2 Millionen Tonnen mehr CO2Äqui

valente ausgestoßen als zugelassen. Der 

zuständige Bauminister Horst Seehofer 

ist nunmehr in der Pflicht, durch ein eige

nes Maßnahmenprogramm bis zum 15. 

Juli 2021 darzustellen, wie er diese Über

schreitung reduzieren will.

Mit dem „Bundesförderprogramm für ef

fiziente Gebäude“ ist zwar ein komplexes 

Förderinstrument vorhanden, allerdings 

werden weitere Maßnahmen unverzicht

bar hinzukommen müssen. Massive steu

erliche Förderungen für Investitionen 

zum Klimaschutz von bis zu 40 Prozent 

bei einer Investitionssumme von maximal 

200 000 Euro pro Gebäude, energiespa

rende Kreditprogramme der bundeseige

nen KfW, Erleichterungen beim Mieter

strom und die deutliche Unterstützung 

der kommunalen Stadtwerke zur Förde

rungen von quartierbezogenen Energie

versorgungskonzepten gehören ebenso 

dazu wie Klimamanager und Maßnah

men aus der Kommunalrichtlinie des Bun

desumweltministeriums.

Neue Ansprüche an Gebäude  
der Zukunft

Ebenso ist dies eine Frage des Bauens 

selbst: Wie wird mit der grauen Energie 

umgegangen, mehr Holz als CO2bin

dender Werkstoff eingesetzt, wie kann 

flächensparender gebaut, wie besser ge

meinschaftlich (zum Beispiel in Ge nos

senschaften) gewohnt werden? Das alles 

sind Fragen einer kritischen, aber glei

chermaßen herausfordernden Kommu

nalpolitik.

Dabei spielt sowohl die kommunale Ener

gieversorgung als auch die Bau und Stadt

entwicklungspolitik eine entscheidende 

Rolle. Das Einfamilienhaus hat nur dann 

eine Zukunft, wenn es sich zum energie

produzierenden, statt verbrauchenden 

Gebäude entwickelt. Wohnungsbau muss 

deutlich mehr auf Geschosswohnungsbau 

und quartiersbezogene Energieversor

gung setzen wie (nicht nur) das Beispiel 

der Innovation City in Bottrop zeigt. 

Klimagerechtes Bauen und Wohnen 

drückt sich keineswegs nur in Kubikme

Bernhard Daldrup

Mitglied des Bundestages, kommunal
politischer Sprecher, SPDFraktion, Berlin

Der Klimawandel ist ein globales Problem. Aller
dings stehen nicht jedem Handlungsoptionen 
zur Verfügung, die auch auf globaler Ebene wir
ken. Deshalb gilt es, das Problem in möglichst 
kleine Teile aufzubrechen, die auch auf niedri
gerer Ebene zu bewältigen sind. Das staatliche 
Pendant zur Einzelperson, die sich Gedanken 
über Nachhaltigkeit macht, wären Kommunen, 
die mit die niedrigste Ebene des Verwaltungs
apparats darstellen. Bernhard Daldrup sieht in 
den Kommunen und deren Unterstützung 
durch den Staat die wichtigsten Schnittstellen, 
um die nachhaltige Transformation Deutsch
lands zusammen mit den Bürgern zu gestalten. 
Bau, Verkehr, Infrastruktur und Umwelt sind für 
ihn ein Wirkungsgefüge, welches als Ganzes 
betrachtet und gefördert werden müsste. Dal
drup plädiert für starke, handlungsfähige Kom
munen, die ein effektives politisches Instrumen
tarium zur Gestaltung eines neuen, klimage
rechten Lebens nutzen können. Auch, da der 
freie Markt für ihn nicht der entscheidende Im
pulsgeber für eine zukunftsorientierte Entwick
lung in den Kommunen sein wird. (Red.)

„Klimagerechtes Bauen und Wohnen drückt sich  

keineswegs nur in Kubikmetern umgebauten Raumes aus.“
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tern umgebauten Raumes aus. Ebenso 

wie steuerliche Erleichterungen den Mie

terstrom ermöglichen, müssen künftig 

geeignete Dächer öffentlicher Gebäude 

und gewerblicher Immobilien, mindes

tens im Neubau, obligatorisch mit Solar

zellen gebaut werden. Wenn die Ener

giewende vor Ort zur WinwinSituation 

werden soll, muss sie ein Mitmachprojekt 

werden. Kommunale Beteiligungsmodel

le bei der Windenergie oder StromAnlei

hen können ebenso auf kommunaler 

Ebene helfen. Schließlich muss das Woh

nen nicht nur bezahlbar, sondern auch 

klimagerecht sein. 

Förderung des  
klimagerechten Lebens

Die Wohnungspolitik ist eingebettet in 

eine umfassende Stadtentwicklungspoli

tik. Ein Instrument von Bund, Ländern 

und Kommunen ist seit nunmehr 50 Jah

ren die Städtebauförderung. Mit ihrer 

Neufassung 2020 nimmt diese die Klima

politik nun deutlich stärker ins Visier. 

Zwar befindet sich die Städtebauförde

rung mit jährlich 790 Millionen Euro seit 

Jahren auf Rekordniveau, gleichwohl 

wird sie angesichts der immensen Verän

derungen in den kommenden Jahren 

weiter anwachsen müssen. Gegenwärtig 

wird sie mit jährlich 100 Millionen Euro 

flankiert, die der Bund zur Förderung 

von Parkanlagen, quasi den grünen Lun

gen der Kommunen zur Verfügung stellt, 

um nicht nur klassische Erholungsfunkti

onen zu unterstützen, sondern auch ei

nen Beitrag zur Feinstaubreduzierung als 

Klimaregulierung, für ein ergänzendes 

kommunales Wassermanagement und 

nicht zuletzt auch für Artenvielfalt und 

Insektenschutz zu leisten.

Wie gezeigt, ist der Umgang mit dem Kli

mawandel eine technische, wirtschaftli

che und gleichermaßen gesellschaftliche 

Aufgabe: Wie wollen wir in Zukunft le

ben? Diese Frage ist künftig immer mit 

dem Zusatz „wie können wir klimage

recht leben?“ verbunden. Eng damit ver

knüpft ist der zweite Bereich klimagerech

ten Zusammenlebens in der Kommune: 

die Mobilität. Unser Mobilitätsverhalten 

hat sich komplett verändert. Besonders in 

den Metropolregionen hat der Fuß und 

Radfahrverkehr, allerdings auch der mo

torisierte Individualverkehr zugenommen.

Verkehr und Infrastruktur 
ganzheitlich gedacht

Die klimagerechte Stadtentwicklung ist 

mit dem Leitbild der Stadt der kurzen 

Wege verbunden. Landschaftszersied

lung durch immer neue Straßen produ

ziert Verkehr und immer weitere Entfer

nungen, ist teuer und schädigt Städte 

und Klima gleichermaßen.

Entscheidend wird sein, jetzt den ÖPNV 

zu stärken. Mit Hilfen in Höhe von 2,5 

Milliarden Euro hat der Bund die pande

miebedingten Ausfälle ausgeglichen. Nur 

mit einem sicheren und guten Angebot 

ist es künftig möglich, die Menschen wie

der von Bus und Bahn zu überzeugen. 

Ziel ist eine Mobilitätsgarantie, also ei

nen wohnortnahen Anschluss an den 

ÖPNV, der finanzierbar ist: Das 365-Euro-

Ticket ist das Symbol einer besseren Nah

verkehrspolitik.

Die Qualität des Mobilitätsangebots hat 

bedeutenden Einfluss auf die Lebensqua

lität der Bürger und stellt einen wichti

gen Standortfaktor für Unternehmen, 

etwa bei der Gewinnung und Bildung 

qualifizierten Personals, dar. Der steigen

de Bedarf an Alternativen zum Pkw muss 

auch für mobilitätsbeschränkte Personen 

gelten. Das Beschaffungswesen der öf

fentlichen Hand durch EBusse und was

serstoffbetriebene Fahrzeuge ist in allen 

Kommunen daran auszurichten. Gerade 

dort, wo Menschen auf das Angebot von 

Bürgerbussen oder ehrenamtlicher Fahr

dienste angewiesen sind. Das Ehrenamt 

ist im Übrigen ein wichtiger Faktor für 

eine gelingende Klimapolitik. Die Men

schen vor Ort wollen eine klimagerechte 

Politik, weil sie wissen, dass es um ihre 

Heimat geht.

Die CoronaKrise hat nicht nur die Mobi

lität verändert, sondern neue Anforde

rungen gestellt, weil es nun deutlich 

mehr Homeworking gibt. Die veränderte 

Arbeitswelt wird dann im positiven Sinne 

klimawirksam, wenn sie das Homeoffice 

durch Glasfasernetze und schnelles Inter

net unterstützt. Der Ausbau muss defini

tiv beschleunigt werden! Laut Bundes

netzagentur verfügen aktuell etwa 13,8 

Prozent der deutschen Haushalte über 

einen Glasfaseranschluss, der eine Daten

übertragung von mindestens einem Gi

gabit pro Sekunde ermöglicht – also 

etwa 1 000 Mbit/s. Das schnelle Internet 

ist ein Schlüssel, um Wege zu vermeiden, 

intelligente Mobilität zu gestalten und 

wettbewerbsfähig zu bleiben.

Allerdings: Die InternetAnbieter und 

Streaming-Dienste wie YouTube, Netflix 

und Amazon sind auch aufgefordert, ih

ren Beitrag zu leisten, denn ihr erheb

licher Energieverbrauch muss unbedingt 

gesenkt werden. Immerhin könnte Pro

gnosen zufolge die Internetnutzung bis 

2025 beim TreibhausgasAusstoß mit dem 

weltweiten Autoverkehr gleichziehen.

Die Kosten des Wandels

Klimaschutz vor Ort kostet Geld, unterlas

sener Klimaschutz kostet aber noch mehr. 

Die volkswirtschaftlichen Kosten sind im

mens, die Strafzahlungen für unterlasse

nen Umweltschutz durch die EU ebenso. 

Deshalb müssen die Kommunen für ihre 

lokale Klimapolitik finanzielle Unterstüt

zung erhalten. Die erfolgreiche Kommu

nalrichtlinie hilft besonders finanzschwa

chen Kommunen mit hundertprozentigen 

Fördersätzen im Klimaschutz für ausge

wählte Förderschwerpunkte.

Auch durch das Konjunkturpaket der 

Bundesregierung werden die Kommunen 

mit Milliardenbeträgen unterstützt. Die 

„Menschen vor Ort wollen eine klimagerechte Politik,  

weil sie wissen, dass es um ihre Heimat geht.“
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zusätzlichen Mittel für die nationale Kli

maschutzinitiative oder die Unterstüt

zung kommunaler ÖPNVUnternehmen 

seien neben den Gewerbesteuermitteln 

sowie den erhöhten Kosten für Unter

kunft und Heizung genannt. 176 Beiträ

ge wurden 2020 für den Wettbewerb 

„Klimaaktive Kommune“ eingereicht. 

Alle Kommunen sind dazu aufgerufen, in 

ihren Quartieren Mut für neue Ideen zu 

beweisen.

Eines ist aber auch klar: Im Zuge des sozi

alökologischen Umbaus gibt es viele Ge

winner, es wird aber auch schmerzhafte 

Einschnitte geben. Das Entscheidende ist 

dabei, dass Politik eingreifen und steuern 

kann, um das Gewinnen zu erleichtern, 

die Zahl der Gewinner zu vergrößern und 

die Einschnitte abzumildern. Am Beispiel 

des Kohleausstiegs kann beobachtet wer

den, wie dies gelingen kann. Der Staat 

stellt einen ganzen Instrumentenkoffer 

von politischen Maßnahmen zur Verfü

gung: staatliche Investitionen, Förderpro

gramme, Ziele, Regeln und Standards, 

um den Kommunen auf dem Weg zu ei

nem sicheren Wandel zu unterstützen.

Wenn die politischen Instrumente klug 

genutzt werden, dann wird es auch in 30 

Jahren noch viele gute Industriearbeits

plätze in Deutschland geben. Dann wer

den dort zwar keine Verbrennungsmoto

ren mehr produziert, aber Windräder, 

EBusse, Dämmstoffe und Wärmepum

pen. Wenn in diesen Bereichen die Fach

kräfte gesichert und der Industriestand

ort Deutschland gestärkt wird, werden 

auch in Zukunft weitere „Hidden Cham

pions“ geschaffen.

Der starke Staat

Dafür ist auch klar: Der Markt allein wird 

es nicht regeln. Es braucht einen starken 

Staat, der beim Umbau für soziale Ge

rechtigkeit und den Schutz der Umwelt 

sorgt. Zu einem starken Staat gehören 

unweigerlich handlungsfähige Kommu

nen. Ein erfolgreicher Umbau kann nur 

in demokratischen Prozessen gelingen. Es 

wird um jeden Schritt hart gerungen 

werden, das gehört zur Demokratie. Be

sonders die jungen Menschen vor Ort 

sind aufgefordert, sich aktiv in ihren Ge

meinden und Quartieren einzubringen, 

um den Prozess zu unterstützen, aber 

auch kritisch zu hinterfragen.

Den Grundstein für ein Bild der Zukunft 

von belebten Dörfern, die grüne Ener 

gie produzieren, bezahlbaren Wohnraum 

zu schaffen, gesunde Lebensmittel aus  

heimischer Landwirtschaft zu ernten, 

Städte mit kurzen Wegen zu haben und 

von summenden Insekten auf den 

Äckern, dürfen wir nicht gefährden. 

Stattdessen muss darauf hingearbeitet 

werden.

„Der Markt allein  

wird es nicht regeln.“
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